
Freie Demokraten wollen Inklusion aussetzen · 
Nur eine Belastung? FDP.·im Saarbrücker Stadtrat fordert separaten Unterricht für Menschen mit Behinderung 

Am Thema Inklusion ~cheiden 
sich die Geister - so auch auf Ebe-
ne der Kommunalpolitik. Die' FDP 
im Stadtrat fordert nun, die Inklu-
sion von Menschen mit Behinde-
rung an Schulen zu stoppen. Grü-
ne UF:~d Behindertenvertreter hal-
ten dagegen. 

Saarbrücken. Die Freien Demo­
kraten im Saarbrücker Stadtrat 
fordern eine vorübergehende 
Aussetzung weiterer Maßnah­
men zur Inklusion. "Wir warnen 
vor einer weiteren Forcierun:g 
der Inklusion an Saarbrücker 
Schulen. Die jetzige Situation be­
lastet Schüler, Lehrer und Eltern 
über Gebühr", schreibt Tobias 
Raab, bildungspolitischer Spre­
cher und stellvertretender Frak­
tionsvorsitzender der FDP­
Stadtratsfraktion, in einer aktu-
ellen I?ressemitteilung. Die Klas­
sen seien zu groß und die Ausstat­
tung nicht vorhanden," um jedem 
Kind die bestmögliche Schulbil­
dung zu ermöglichen". Diese Kri­
tik teilt auciJ. der Junge Saarlän-
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disehe , Lehrerin­
nen und Lehrer­
verband · und be-

~ kräftigt das mit 
~ seiner Aktion 
2 "Wir kreiden an". 
~ Dagegen verur­
e teilt der Landes-

verband Selbst­
hilfe Körperbe­
hinderter Saar-

land e.V. die Forderung der FDP­
Stadtratsfraktion aufs Schärfste. 
"Wer so etwas fordert, fordert das 
Aussetzen von Menschenrech­
ten", sagt Dunja Fuhrmann; stell­
vertretende Landesvorsitzende 
und städtische Gesamtbehinder­
tenbeauftragte in der Landes­
hauptstadt. Schlechte Rahmen­
bedingungen seien kein Anlass, 
schulische Inklusion "aufs Eis zu 
legen und weiterhin ein selektie­
rendes Förder bzw. Sonderschul­
system zu finanzier:en". 

Die Grünen im Stadtrat sehen 
ebenfalls Schwierigkeiten bei den 
derzeitigen · Rahmenbedingun­
gen. Die Aussetzung der Inklusi--

on halten sie je­
doch nicht für 
zielführend. Sie 

~ fordern stattdes­
~ sen · alle Akteure 

--.;:; ...... ,[.~ auf, die notwen­
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~ digen organisato­
e rischen und fi­

nanziellen Schrit­
te einzuleiten, um 
eine schnelle Um-

setzung zu ermöglichen. 
"Die Anzahl der Inklusicinsleh­

rer und Integrationshelfer in den 
Klassen muss erhöht werden, da­
m:it das vorhandene Lehrperso­
nal nicht alleine mit der Aufgabe 
gelassen Wird", sagt Thomas 

. Brass, behirid~rt~npolitischer 
Sprecher der Grünen-Fraktion. 

Die Grünen plädieren dafür, die 
begrenzten Ressourcen in das in­
klusive System zu investieren. 
Hier sehen sie die Landeshaupt­
stadt als kommunaler Schulträ­
ger in der Verantwortung, alle 
Möglichkeiten auszuschöpfen, 
um die Schulen zu unterstützen. 

"Wer meint, dass in Schulen ho-

• 

mogene Lerngruppen entstehen, 
indem man Kinder mit offiziell 
anerkanntem Förderbedarf aus­
sondert, irrt gewaltig. Solange die 
Trennung in ,behindert'und 
,nicht-behindert' unterstützt 
wird, hat unsere Gesellschaft kei­
ne Chance sich weiterzuentwi­
ckeln. Der weitverbreitete Irr­
glaube, besonders intelligente 
Schüler würden nicht zu ihrer 
Glanzform finden, wenn sie ne­

. ben schwächeren stehen, ist fatal. 
Es zeigt ein Menschenbild, dass 
nicht ins 21. Jahrhundert passt.", 
so Brass abschließend. 

Zu der Debatte gehört auch das 
Thema Barrierefreiheit. Seit 
2003 ist im saarländischen Lan­
desbehindertengleichstellungs­
gesetz die Schaffung von Barrie­
refreiheit in Schulgebäuden und 
Schulsportstätten gesetzlich vor­
geschrieben. "Inklusion ist ein 
Prozess, der nicht von heute auf 
Morgen umgesetzt werden 
kann", betont die Behindertenbe­
auftragte Fuhrmann. red 
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